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DieUniversität Basel erhält von
den beiden Trägerkantonen
mehr Geld: Der Landrat hat am
Donnerstag 733MillionenFran-
kengesprochen,die imRahmen
des Leistungsauftrags 2026 bis
2029 aus dem Baselbiet an die
Uni fliessen sollen. Der Basler
Grosse Rat befindet am kom-
mendenMittwochüberdenAn-
teil des Stadtkantons von 771
Millionen. Insgesamt erhält die
Alma Mater demnach von bei-
den Basel für die nächsten vier
Jahre insgesamt 1,504 Milliar-
den Franken, 11 Prozent mehr
als inder nunablaufendenVier-
jahresperiode.

DieRegierungenseienüber-
zeugt,dassmanindenVerhand-
lungen ein Gleichgewicht zwi-
schendenBedürfnissenderUni
unddenMöglichkeitenderTrä-
gerkantone finden konnte, sag-
tedieabtretendeBildungsdirek-
torin Monica Gschwind (FDP)
in der knapp zweistündigenDe-
batte im Landrat. «Die Uni Ba-
sel ist wichtig für unsereRegion
und ein zentraler Standortfak-
tor. Wir brauchen unsere Uni-
versität–umgekehrtbrauchtdie
Uni uns», sagte sie.

Einige SVPler zeigten sich
für einmal Uni-freundlich
Über den Leistungsauftrag an
sich wurde im Parlament kaum
mehr diskutiert. Am Schluss
wurde dieser mit 66 Ja- zu 14-
Nein-Stimmen in der erwarte-
ten Deutlichkeit verabschiedet.
Selbst in derUni-kritischenSVP
wardieAblehnungnichteinhel-
lig. Regierungskandidatin Ca-
rolineMall, einige weitere SVP-
Landräte aus der Agglo sowie
ParteichefPeterRiebli sagten Ja
zu den Hochschulmillionen.
MalläussertesichzehnTagevor
dem Wahltag wohlwollend zur
Uni, gab aber gleich auch eine
Forderung für die Zeit ab 2030
aus:«DernächsteLeistungsauf-
trag muss deutlich günstiger
werden fürs Baselbiet.»

Dochwie geht das, ohnebei der
Uni substanziell zu sparen? Aus
der Baselbieter Politik schallt
immer lauter die Forderung,
dass sich andere Kantone stär-
keranderUni-Finanzierungbe-
teiligen müssen. Dies fordert
auch eine von elf Gemeinden
lancierte Initiative. Diese steht
in der Kritik, ein an sich berech-
tigtes Anliegen auf falschem,
sprich:untauglichemWegerrei-
chen zuwollen.

Neue Initiative soll andere
Kantone zur Kasse bitten
Untermauert wird die Forde-
rung mit folgenden Zahlen: Ba-
sel-Stadt zahlt rechnerisch für
jeden eigenen, im Kanton
wohnhaften Studenten respek-
tive Studentin insgesamt
84'800FrankenproJahr.ImFal-
le des Kantons Baselland, aus
dem mehr Studierende an der
Uni eingeschrieben sind als aus

dem Stadtkanton, sind es
55'600Franken.BeidenStudie-
renden aus der übrigen Schweiz
indes bloss 14'800 Franken.

Zu höheren Zahlungen ver-
pflichtet werden sollen insbe-
sondere die Nachbarkantone
Aargau und Solothurn, die zu-
sammeninetwagleichvieleStu-
dierende an die Uni Basel schi-
ckenwie der Standortkanton.

«Es ist ungerecht, dass an-
dere Kantone so wenig an die
Unibezahlen»,sagteFDP-Frak-
tionssprecher Thomas Eugster.
Dieses Ungleichgewicht, das ja
nicht nur in Basel, sondern
schweizweit bestehe, gefährde
die Bildungslandschaft und
müsse dringend korrigiert wer-
den, forderte er.Geschehen soll
dies mittels einer Anpassung
der Interkantonalen Universi-
tätsvereinbarung (IUV), zu der
allerdings eine Mehrheit der
Kantone zustimmen müssten.

Ein schwieriges Unterfangen,
zumal die Mehrheit Nicht-Uni-
versitätskantone sind.

Ursula Wyss (SP) kündigte
an, dieser Forderung mit einer
Standesinitiative, die auch im
Stadtkanton lanciert werden
soll, Nachdruck zu verleihen.
Immerhin in beiden Basel
scheint es alsomittlerweile eine
mehrheitsfähige Meinung zum
weiteren Vorgehen zu geben.

Standortvorteil: Kommt
Basel zu günstigweg?
Grünen-Fraktionschef Stephan
Ackermannbrachte schliesslich
eine andere Idee ins Spiel: die
Universitäten in die Verantwor-
tung des Bundes zu übergeben.
«MitdemKantönligeist,denwir
mit den kantonal getragenen
Unis heute betreiben, stehen
wir uns selber imWeg.Daswird
je länger, desto schlechter funk-
tionieren», istAckermannüber-

zeugt. Nur: Eine grundlegende
Reform der Hochschul-Finan-
zierung wäre politisch noch
schwieriger zu bewerkstelligen
als eine Änderung der IUV.

Konkret und mit absehba-
remZeithorizontwirdzwischen
den beiden Basel aktuell über
eine weitere Änderung disku-
tiert: Demnach soll bei der ge-
meinsamen Uni-Finanzierung
derStandortvorteil desKantons
Basel-Stadt neu berechnet wer-
den. Die Regierungen hätten
sich darauf geeinigt, hierzu eine
Arbeitsgruppe einzusetzen,
sagte Bildungsdirektorin
Gschwind imLandrat.AlsKom-
pensation für den Standortvor-
teil wird der Stadtkanton in den
nächsten vier Jahren mit 84,7
Millionen Franken respektive
knapp21,2MillionenproJahrbe-
lastet. Nach Ansicht des Basel-
biets kommt die Stadt damit zu
günstig weg.

Hans-Martin Jermann

2009 kamen erstmals Pläne auf
den Tisch, den durch Autobahn
und Kantonsstrasse zertrennten
Wildtierkorridor bei Tenniken
zu verbinden. Der Bund und der
Kanton Baselland waren sich je-
dochnichteinig,werfürwelchen
Teil der Überführung zuständig
ist. Die Kontroversen verzöger-
tendasProjekt.NachlangenDis-
kussionen konnten sie sich im
Oktober 2022 schliesslich eini-
gen, wie das Bundesamt für
Strassen (Astra)mitteilte.

Als Teil des Erhaltungspro-
jektsA2Sissach-Eptingensolldie
wichtige Ost-West-Verbindung
des überregionalenWildtierkor-
ridorsmit demBauderWildtier-
überführung Tenniken über die
Autobahn A2 und die Kantons-
strasse wiederhergestellt wer-

den. Wie das Astra nun mitteilt,
wirddasProjektvonMontag, 20.
Oktober, bis Dienstag, 18. No-
vember, indenGemeindenTen-
niken und Diegten öffentlich
aufgelegt. Der Baustart erfolge
voraussichtlich imJahr2028.Die
KostenderBaumassnahmenbe-
laufen sich laut Astra auf rund
18,6Millionen Franken.

Tödliche Sackgasse für
Wildtiere
Die Notwendigkeit einer Wild-
tierüberführung in Tenniken ist
schon lange bekannt: Im Wild-
tierkorridor zwischen Sissach
und Diegten befindet sich eine
feste Route, auf der sich die
Wildtiere grossräumig bewe-
gen.Durch«neueVerkehrsach-
sen und die Ausdehnung der
Siedlungen» wurde das Vernet-
zungssystemderWildtiereweit-

gehend unterbrochen. Der Kor-
ridor, der von überregionaler
Bedeutung ist, gilt seitdem als
tödlicheSackgassefürReheund
andere Tiere.

Der Wildtierkorridor im
Raum Tenniken soll saniert
werden, um diese Bewegungs-
achsen wiederherzustellen.
Derzeit wird er durch die Auto-
bahnA2unddieKantonsstrasse
unterbrochen. Die ursprüngli-
che Idee von zweiUnterführun-
gen wurde bereits vor Jahren
verworfen. Nun soll die Wild-
tierpassage zwischen den an-
grenzenden Waldgebieten
durch den Bau von zwei erdbe-
deckten Überführungen mit
einer nutzbaren Breite von 50
Metern sichergestellt werden.

Die Überführungen werden
lautAstraausBetonundHolzge-
fertigt. Seitlich der Strassen sei-

Anna-Lena Lauber en Böschungen vorgesehen und
oberhalb der Bauwerke sollen
unter anderem Wildhecken-
strukturen, Wildblumen- und
Altgrasstreifen sowie zwischen
den Bauwerken eine vernässte
Mulde erstellt werden. Ausser-
dem werde der Diegterbach,
welcher am Querungsstandort
unterderAutobahndurchfliesst,
aufgewertet undder bestehende
Durchlass, insbesondere für Fi-
sche,besserpassierbargemacht.

Der Bau werde während
rund 18 Monaten unter Auf-
rechterhaltung des Verkehrs –
mit einzelnen Unterbrechun-
gen inderNacht – erfolgen.Ver-
kehrsteilnehmendewerdenlaut
AstraüberdieAutobahnunddie
parallel verlaufende Kantons-
strasse umgeleitet. Der Busbe-
trieb bleibe jederzeit aufrecht-
erhalten.

Empfehlung Die Transparenz-
und Mitwirkungsinitiative
kommt vor das Baselbieter
Stimmvolk. Die Initiative
stammt aus dem Umfeld von
FDP, SVP undWirtschaftskam-
merBaselland. Siewill, dassdas
Kantonsgericht künftig kanto-
nale Erlasse einer sogenannten
abstrakten Normenkontrolle
unterziehen kann. So wäre es
möglich, dass sie noch vor der
Umsetzung angefochten wer-
den können,wenn einVerdacht
auf Verletzung von übergeord-
netem Recht geltend gemacht
wird. InseinergestrigenSitzung
entschied der Landratmit 53 Ja-
zu 25 Nein-Stimmen bei 3 Ent-
haltungen, die Initiative der Be-
völkerung zur Abstimmung zu
unterbreiten. Gleichzeitig lehnt
derLandratdie formulierteVer-
fassungsinitiative ab und emp-
fiehltdemStimmvolk,sieander
Urne abzulehnen. Auch der Ba-
selbieter Regierungsrat hatte
die Initiative abgelehnt. (hof )

Lohnschere in Betrieben
mit Kantonsbeteiligung
Postulat Der Regierungsrat
muss überprüfen, wie hoch die
Lohnschere inklusive aller Boni
und weiteren Vergütungen in
Betrieben ist, die der Kanton
mitfinanziert. Falls die Schere
weiter als in einem Verhältnis
von eins zu zwölf auseinander-
geht, muss der Kanton das be-
gründen. Der Landrat hat ges-
tern einen entsprechendenVor-
stoss von Fredy Dinkel (Grüne)
überwiesen. (bz)

119Millionen Franken für
neuesSek-Schulhaus
Pratteln Der Kanton Baselland
baut für knapp 119 Millionen
Franken ein neues Sekundar-
schulhausinPratteln.DerLand-
rat stimmtederErneuerungder
Schulanlage Fröschmatt mit 72
Ja- zu 2 Nein-Stimmen deutlich
zu. Ein Rückweisungsantrag
von Indre Steinemann (SVP)
hatte keine Chance. (bz)

Hobbybäckerin Am Mittwoch-
abend wurde auf dem deut-
schen Sender Sat 1 das Finale
der Backshow «Das grosse Ba-
cken» ausgestrahlt. Als beste
Hobbybäckerin wurde mit
Jacqueline Schweizer zum ers-
tenMal eineKandidatin ausder
Schweiz gekrönt.

Die gebürtigeBottmingerin,
die seit einigen Jahren in der
Nachbarsgemeinde Binningen
wohnhaft ist, erhält mit ihrem
Sieg ein Preisgeld im Wert von
10'000EurosowiedieMöglich-
keit, ein eigenes Backbuch zu
publizieren.Letzteres istbereits
auch in Schweizer Buchhand-
lungen erhältlich – und beinhal-
tetRezepte ausder Sendung so-
wie auch eigene, Lieblingsre-
zepte aus der Küche von
Jacqueline Schweizer.

Neben dem Hobbybacken
ist Schweizer zweifacheMutter,

Basketballspielerin der Natio-
nalliga B und Kindergärtnerin.
SchweizerhabedasFinaleunter
anderem mit ihren Schülerin-
nen und Schüler geschaut. «Es
war ein Riesending! Die Kinder
sind sehr stolz», erzählt sie.
Schweizer erinnert sich gerne
am Tag des Finales, welches
schon imFrühjahr gedrehtwur-
de:«Ichwarmir sicher, dassder
Sieg in Deutschland bleiben
würde. Bei der Verkündigung
war ich sprachlos.»

Neben einem Pop-up-Stand
in der Markthalle, hat die Bott-
mingerin noch keine konkreten
Pläne, das Backen auch als Be-
rufauszuüben.DieseOptionbe-
hält sie sich allerdings noch im-
mer offen: «Ich bin gespannt,
was auf mich zukommt!», sagt
sie.

HelenaQuarck

Im Baselbieter Parlament ist man sich einig: Für die Universität Basel muss eine neue Finanzierung her. Bild: Kenneth Nars

Landrat bittet Nachbarn zur Kasse
Das Parlament bewilligt 771Millionen an die Universität bis 2029, für die Zeit danach zerbricht er sich den Kopf.

Rehe sollen Autobahn queren können
Der Bau derWildtierbrücke über die A2 bei Tenniken soll 2028 gestartet werden.

Stimmvolk soll
Initiative ablehnen

Nachrichten

Baselbieterin siegt in
deutscher Backshow


